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Wahlprüfstein von: Bundesarbeitsgemeinschaft Cannabis-Anbauvereinigungen  
Antwort von: Die Linke RLP 

Datum: 25.02.2026 
 
1. Mitwirkungspflicht 
Kontext: Die Mitwirkungspflicht in ihrer aktuellen Form diskriminiert immobile und 
anderweitig beeinträchtigte Mitglieder, erhöht den Verwaltungsaufwand und stellt 
ein Risiko für die Einhaltung von Hygienestandards dar. Bei anderen 
Vereinsaufgaben ist zugleich unklar, ob diese als Erfüllung der Mitwirkungspflicht 
gelten.  
Frage: Befürworten Sie eine Auslegung der Mitwirkungspflicht, die neben der 
praktischen Arbeit an der Pflanze auch administrative Aufgaben und 
demokratische Vereinsarbeit umfasst? 
 
Die Linke RLP befürwortet eine Auslegung, die administrative Aufgaben und 
demokratische Vereinsarbeit umfasst. Wir fordern die Mitwirkung in Anbauvereinen 
so barrierearm wie möglich zu gestalten, so dass allen Menschen eine Mitgliedschaft 
zugänglich ist. Langfristig sollte eine liberale Regelung gefunden werden, die keine 
Auslegungsfragen offen lässt.  
 
2. Werbeverbot vs. Informationsrecht 
Kontext: Die Grenze zwischen informativen und werbenden Angaben ist unklar. In 
der Praxis führt das dazu, dass Interessierte Schwierigkeiten haben, die 
nächstgelegenen Anbauvereinigungen zu finden. 
Frage: Befürworten Sie die Zulässigkeit von Maßnahmen zur Auffindbarkeit und 
Identifizierbarkeit von Cannabis-Anbauvereinigungen, wie Logos oder 
Onlineverzeichnisse? 
 
Ja, wir befürworten solche Maßnahmen, solange sie keine kommerzielle Werbung 
darstellt. Die Linke RLP wird sich für einheitliche, klare Regeln einsetzen, die 
Informationen erlauben und legale Anbauvereinigungen praktikabel auffindbar und 
nutzbar zu machen, da nur so ein Schwarzmarkt abgelöst und Konsument*innen ein 
sicherer und legaler Zugang ermöglicht werden kann. Sachliche Informationen wie 
Standort, Kontaktmöglichkeiten, Mitgliedschaftsbedingungen o.Ä. sind für die 
Nutzung notwendig und sollten auch in Onlineverzeichnissen geführt werden 
können.  
 
3. Baurechtliche Vorgaben 
Kontext: Die Ansiedlung von Cannabis-Anbauvereinigungen wird häufig durch 
Zonen- und Nutzungsbestimmungen erschwert.  
Frage: Wollen Sie Anbauvereinigungen in Wohn-, Misch- und Gewerbegebieten 
zulassen und hierzu planungsrechtlich klar einordnen? 
 
Wir wollen für die Ansiedlung von Cannabis-Anbauvereinigungen die Hürden 
abbauen und dies auch planungsrechtlich sichern – mit genaueren Bestimmungen 
würden wir uns auseinandersetzen, wenn uns der Einzug in den Landtag gelingt - 
gerne im Austausch mit den Interessen-Vertreter*innen.    
 
4. Beschäftigungsverhältnisse  
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Kontext: Die derzeitige Begrenzung auf ausschließlich geringfügig Beschäftigte für 
die Arbeit an der Pflanze belastet Anbauvereinigungen durch hohen Schulungs- und 
Einarbeitungsaufwand, was zu ineffizienten Abläufen und Schwierigkeiten bei der 
Einhaltung hoher Qualitätsstandards führt.  
Frage: Befürworten Sie, dass Cannabis-Anbauvereinigungen für die Arbeit an der 
Pflanze qualifiziertes Personal in Voll- und Teilzeit anstellen dürfen? 
 
Die Linke RLP befürwortet, dass qualifiziertes Personal auch in Voll- und Teilzeit 
angestellt werden kann, was eine stabile Personalstruktur ermöglichen soll, ohne 
ihren nicht-kommerziellen Charakter infrage zu stellen. 
 
5. Übergesetzliche Lizenzanforderungen  
Kontext: Deutschlandweit machen Cannabis-Anbauvereinigungen die Erfahrung, 
dass weitreichende Anforderungen gestellt werden, welche nicht im KCanG definiert 
sind. 
Frage: Sollten Landesbehörden über die gesetzlichen Anforderungen hinaus 
Unterlagen für das Genehmigungsverfahren einfordern dürfen? 
 
Wenn Behörden zusätzliche Anforderungen stellen, entsteht ein Flickenteppich 
unterschiedlicher Auslegungen, der Anbauvereinigungen je nach Bundesland 
ungleich behandelt und den Aufbau legaler Strukturen behindert. Das widerspricht 
dem eigentlichen Ziel des Cannabisgesetzes, klare und praktikable 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Daher sind wir gegen weiterführende 
Anforderungen durch die Länder und für eine einheitliche Genehmigungspraxis ein. 
 
6. Auslieferung und Abholung 
Frage: Setzen Sie sich für landesrechtliche Ausnahmen ein, damit Menschen bei 
Nachweis berechtigter Umstände (z. B. Mobilitätseinschränkungen) Cannabis von 
Anbauvereinigungen liefern oder abholen lassen dürfen?  
 
Menschen mit berechtigten Begründungen sollten auch Cannabis geliefert 
bekommen oder abholen lassen dürfen. Dazu gehören für uns unter anderem 
Menschen mit Behinderungen, chronischen Erkrankungen oder Pflegebedürftigkeit. 
Legale Strukturen dürfen nicht nur für mobile, gesunde Menschen funktionieren, 
sondern müssen allen Menschen zugänglich sein, um wirklich sozial und inklusiv 
Teilhabe zu ermöglichen. 
 
7. Bündelung von Anbauvereinigungen  
Kontext: Die Bündelung von mehreren Anbauvereinigungen an einem Standort 
(“Growhubs”) erleichtert Kontrollen sowie die aufgrund der Auflagen teils schwierige 
Standortfindung. Länder könnten dies einschränken. 
Frage: Wie stehen Sie hierzu bezüglich Einschränkungen in Ihrem Bundesland? 
 
Wir stehen der Bündelung von Anbauvereinigungen an einem Standort offen 
gegenüber, da so Kosten, Verwaltungsaufwand reduziert und Kontrollen erleichtert 
werden können. Die Einschränkungen bezüglich der Größe bringen bezüglich des 
Jugendschutzes, Gesundheitsschutzes oder anderen relevanten Aspekten den 
Cannabis-Gesetzes keinen Mehrwert. Damit sollte hier pragmatisch vorgegangen 
werden.  


